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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtiinie (EWG) des Rates zur Angieichung der Rechts- und 
Verwaitungsvorschriften der Mitgiiedstaaten für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung von Farben, Anstrichmittein, Kiebstoffen und dergieichen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten bestehen gesetzliche Rege- 
lungen für gefährliche Stoffe und Zubereitungen. 
Diese Regelungen weisen vor allem in der Kenn- 
zeichnung größere Unterschiede auf, aber auch in 
der Einstufung nach Gefährlichkeitsgraden bestehen 
Unterschiede. Diese Unterschiede stellen ein erheb- 
liches Handelshemmnis dar; sie wirken sich unmit- 
telbar auf die Errichtung und das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes aus. 

Dieses Hemmnis muß folglich beseitigt werden. 
Zu diesem Zweck ist es erforderlich, die hierfür in 
den Mitgliedstaaten bestehenden Rechtsvorschriften 
einander anzugleichen. 

Für die gefährlichen Stoffe ist bereits eine Rege- 
lung durch die Richtlinien des Rates vom 27. Juni 
1967 ^), zuletzt geändert durch die Richtlinie des 
Rates vom 21. Mai 1973^), getroffen worden. Was 
die Zubereitung gefährlicher Stoffe betrifft, so hat 
der Rat am 4. Juni 1973 eine Richtlinie für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von 
Lösemitteln erlassen. 


Darüber hinaus ist es nun notwendig, eine gleich- 
artige Regelung für diejenigen gefährlichen Zube- 
reitungen zu treffen, die sich in Farben, einschließ- 
lich Druckfarben, Anstrichmitteln, Klebstoffen und 
dergleichen finden und die insbesondere giftige und 
gesundheitsschädliche Stoffe enthalten. 

Die Vorschriften über das Inverkehrbringen die- 
ser Erzeugnisse müssen auch dem Schutz der Be- 
völkerung dienen, und zwar insbesondere dem 
Schutz der Personen, die diese Zubereitungen ver- 
wenden. 

Diese Richtlinie kann außerdem durch die vorge- 
schriebenen Hinweise auf die Gefährlichkeit einen 
Beitrag zum Verbraucher- und Umweltschutz leisten. 

Es kann sich erweisen, daß diese Zubereitungen 
gefährlicher Stoffe die Gesundheit ,oder die Sicher- 
heit gefährden, obgleich sie den Vorschriften der 
Richtlinie entsprechen; infolgedessen sollte ein Ver- 
fahren vorgesehen werden, um dieser Gefahr zu be- 
gegnen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Diese Richtlinie betrifft; 

— die Einstufung, 

— die Verpackung und 

— die Kennzeichnung 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 196 
vom 18. August 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juni 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 11. Juli 1973, S. 7 
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von Zubereitungen, die dazu bestimmt sind, ver- 
wendet zu werden als Anstrichmittel, Lacke, 
Druckfarben, Klebstoffe, oberflächenschützende 
Dichtungs- und Spachtelmassen sowie als Kitte, 
Fugenvergußmassen, Holzschutzmittel, Holzbei- 
zen, Isoliergrund, Abbeizmittel, Entfettungsmit- 
tel, Künstlerfarben, Trennmittel und gefährliche 
Zubereitungen, die für die Zubereitung und Ver- 
arbeitung der vorstehend genannten Produkte 
notwendig sind. 

2. Diese Richtlinie gilt für die in Absatz 1 genann- 
ten Zubereitungen, die in den Mitgliedstaaten 
in den Verkehr gebracht werden und die gemäß 
Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 67/548/EWG 
vom 27. Juni 1967 für die Einstufung, Verpak- 
kung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, zu- 
letzt geändert durch die Richtlinie 73/146/EWG 
vom 21. Mai 1973 und Artikel 3 dieser Richtlinie 
als gefährlich eingestuft sind. 

3. Für diese Richtlinie gelten die Begriffsbestim- 
mungen des Artikels 2 der Richtlinie „Gefähr- 
liche Stoffe" vom 27. Juni 1967. 


Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt nicht für 

a) die Beförderung dieser gefährlichen Zubereitun- 
tungen im Eisenbahn-, Straßen-, Binnenschiffs-, 
See- und Luftverkehr; 

b) Zubereitungen für die Ausfuhr nach Drittlän- 
dern; 

c) Zubereitungen bei Durchfuhr unter zollamtlicher 
Überwachung, soweit keine Be- oder Verarbei- 
tung erfolgt. 

Artikel 3 

Die im folgenden genannten Konzentrationen sind 
Gewichtsprozente und beziehen sich auf das Ge- 
samtgewicht der Zubereitung. 

1. Als giftig gelten: 

a) Die Zubereitungen, welche ein Lösemittel 
oder Lösemittelgemisch enthalten, das durch 
die Richtlinie 73/173/EWG vom 4. Juni 1973 
für die Einstufung, Verpackung und Kenn- 


zeichnung von Lösemitteln als giftig einge- 
stuft worden ist, wobei der Prozentsatz jedes 
Lösemittes in bezug auf das Gesamtgewicht 
der Zubereitung wie oben angegeben berech- 
net wird, oder 

b) die Zubereitungen, welche mindestens einen 
der in der Anlage I dieser Richtlinie als giftig 
eingestuften Stoff in einer Konzentration ent- 
halten, welche die dort angegebenen Grenzen 
für giftig überschreitet, oder 

c) die Zubereitungen, welche einen oder meh- 
rere der Stoffe enthalten, die nicht in der 
Anlage I der Richtlinie „Gefährliche Stoffe" 
vom 27. Juni 1967 als giftig eingestuft sind 
und deren Gesamtkonzentration 0,2 v. H. 
überschreitet. 

2. Als gesundheitsschädlich gelten: 

a) Die Zubereitungen, welche ein Lösemittel 
oder Lösemittelgemisch enthalten, das durch 
die Richtlinie 73/ 173/EWG vom 4. Juni 1973 
als gesundheitsschädlich eingestuft worden 
ist, wobei der Prozentsatz jedes Lösemittels 
in bezug auf das Gesamtgewicht der Zuberei- 
tung wie oben angegeben berechnet wird, 
oder 

b) die Zubereitungen, welche mindestens einen 
der in der Anlage I dieser Richtlinie als ge- 
sundheitsschädlich eingestuften Stoff in einer 
Konzentration enthalten, welche die dort an- 
gegebenen Grenzen für gesundheitsschädlich 
überschreitet, oder 

c) die Zubereitungen, welche einen oder meh- 
rere Stoffe enthalten, die nicht in der An- 
lage I dieser Richtlinie aufgeführt sind, aber 
in der Richtlinie „Gefährliche Stoffe" vom 
27. Juni 1967 als gesundheitsschädlich einge- 
stuft sind und deren Gesamtkonzentration 
10,0 V. H. überschreitet. 

3. Als ätzend gelten: 

a) Die Zubereitungen, welche mindestens einen 
der in der Anlage I dieser Richtlinie als 
ätzend eingestuften Stoff in einer Konzentra- 
tion enthalten, welche die dort angegebene 
Grenze für ätzend überschreitet, oder 

b) die Zubereitungen, welche einen oder meh- 
rere der Stoffe enthalten, die nicht in der 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 16. Juli 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fa 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschiisses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anlage I dieser Richtlinie aufgeführt sind, 
aber in der Anlage I der Richtlinie „Gefähr- 
liche Stoffe" vom 27. Juni 1967 als ätzend 
eingestuft sind und deren Gesamtkonzentra- 
tion 5 V. H. überschreitet. 

4. Als reizend gelten: 

a) die Zubereitungen, welche mindestens einen 
der in der Anlage I dieser Richtlinie als rei- 
zend eingestuften Stoff in einer Konzentra- 
tion enthalten, welche die dort angegebene 
Grenze für reizend überschreitet, oder 

b) die Zubereitungen, welche einen oder meh- 
rere der Stoffe enthalten, die nicht in der An- 
lage I dieser Richtlinie aufgeführt sind, aber 
in der Anlage I der Richtlinie „Gefährliche 
Stoffe" vom 27. Juni 1967 als reizend einge- 
stuft sind und deren Gesamtkonzentration 
5 V. H. überschreitet. 

5. Als brandfördernd gelten: 

a) die Zubereitungen, welche mindestens einen 
der in der Anlage I dieser Richtlinie als 
brandfördernd eingestuften Stoffe in einer 
Konzentration enthalten, welche die dort an- 
gegebene Grenze für brandfördernd über- 
schreitet, oder 

b) die Zubereitungen, welche einen oder meh- 
rere Stoffe enthalten, die nicht in der An- 
lage I dieser Richtlinie aufgeführt sind, aber 
in der Anlage I der Richtlinie „Gefährliche 
Stoffe" vom 27. Juni 1967 als brandfördernd 
eingestuft sind und deren Gesamtkonzentra- 
tion 25 V. H. überschreitet. 

6. Als leichtentzündlich gelten: 

flüssige Zubereitungen, die einen Flammpunkt 
unter 21° C besitzen, festgestellt nach dem Ver- 
fahren im Anhang V der Richtlinie „Gefährliche 
Stoffe" vom 27. Juni 1967, und deren Viskosität 
bei 23° C geringer ist als 200 Poise, und, falls es 
sich um Zubereitungen in Form von Aerosolen 
handelt, deren relative Dampfspannung bei 
50° C 3 Bar nicht übersteigt. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die im Artikel 1 genannten Zu- 
bereitungen nur in den Verkehr gebracht werden 
können, wenn sie den Bestimmungen dieser Richt- 
linie und ihrer Anlagen entsprechen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die in Artikel 1 genannten Zu- 
bereitungen nur in den Verkehr gebracht werden 
können, wenn ihre Verpackung den nachstehenden 
Anforderungen entspricht: 


a) Die Verpackungen müssen so hergestellt und so 
beschaffen sein, daß vom Inhalt nichts unbeab- 
sichtigt nach außen gelangen kann; dies gilt 
nicht, wenn besondere Sicherheitsvorrichtungen 
vorgeschrieben sind. 

b) Der Werkstoff der Verpackungen und ihrer Ver- 
schlüsse darf vom Inhalt nicht angegriffen wer- 
den und keine schädlichen oder gefährlichen 
Verbindungen mit ihm eingehen. 

c) Die Verpackungen und ihre Verschlüsse müssen 
in allen Teilen so fest und stark sein, daß sie 
sich nicht lockern und allen Beanspruchungen, 
denen sie erfahrungsgemäß beim Umgang aus- 
gesetzt sind, zuverlässig standhalten. 

Jede Verpackung, die diesen Anforderungen ent- 
spricht, wird als ausreichend angesehen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die in Artikel 1 genannten 
Zubereitungen nur in den Verkehr gebracht wer- 
den können, wenn ihre Verpackung in bezug auf 
die Kennzeichnung den nachstehenden Anforde- 
rungen entspricht. 

2. Auf jeder Verpackung einer gemäß Artikel 3 als 
gefährlich eingestuften Zubereitung müssen fol- 
gende Angaben deutlich lesbar und unverwisch- 
bar angebracht sein; 

a) Name des bzw. der giftigen, gesundheits- 
schädlichen, ätzenden und reizenden Bestand- 
teile der Zubereitung, wenn ihre Konzentra- 
tion die in Artikel 3 angegebenen untersten 
Grenzen überschreitet. Für Lösemittel ist der 
Artikel 5, Absatz 2, Buchstabe a der Richt- 
linie vom 4, Juni 1973 anzuwenden, wobei 
sich die angegebenen Prozentsätze auf das 
Gesamtgewicht der Zubereitung beziehen. 
Der Name muß entsprechend der in der Liste 
der Anlage I der Richtlinie vom 27. Juni 1967 
aufgeführten Bezeichnung angegeben sein. 

b) Name und Anschrift des Herstellers oder des- 
jenigen, der die Zubereitung sonst in den 
Verkehr bringt; 

c) Nettoinhalt, ausgedrückt in gesetzlichen Ein- 
heiten des Maßsystems; 

d) Gefahrensymbole und -bezeichnungen der 
Zubereitung gemäß Artikel 6, Absatz 2, Buch- 
stabe c der Richtlinie vom 27. Juni 1967 in 
Verbindung mit deren Anlage V; 

e) Hinweise auf die besonderen Gefahren, die 
durch die Verwendung entstehen können. 
Auf diese braucht nicht hingewiesen zu wer- 
den bei nichtgiftigen Zubereitungen, wenn 
der Inhalt der Verpackung nicht größer ist 
als 125 ml. 
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3. Die Hinweise auf die besonderen Gefahren sind 
vom Hersteller oder demjenigen, der die Zube- 
reitung sonst in den Verkehr bringt, nach den 
Hauptgefahren der Zubereitung anzugeben. 


Fassungsvermögen 
der Verpackung 

— bis 3 1 


nach 

Möglich- Format 
keit 

mindestens 52 X 74 mm 


Diese Hinweise müssen den Angaben in der An- 
lage III der Richtlinie vom 27. Juni 1967 ent- 
sprechen. 

Mehr als vier solcher Standardaufschriften brau- 
chen nicht angegeben zu werden. Dabei haben 
diejenigen, welche die Gesundheit betreffen, 
Vorrang vor denen, welche die Explosions- oder 
Feuergefahr betreffen. 

4. Auf dem Kennzeichnungsschild oder der Ver- 
packung selbst werden Sicherheitsratschläge für 
den Umgang mit den Zubereitungen angebracht 
oder falls dies nicht möglich ist, der Verpackung 
beigefügt. Diese Ratschläge werden vom Her- 
steller oder jener anderen Person ausgewählt, 
die die genannte Zubereitung in den Verkehr 
bringt. Sie müssen den Angaben der Anlage IV 
der Richtlinie vom 27. Juni 1967 entsprechen. Bei 
allen Farben und Anstrichmitteln, deren Blei- 
konzentration den in der Anlage II dieser Richt- 
linie angegebenen Wert übersteigt, ausgenom- 
men Künstlerfarben in Verpackungen von nicht 
mehr als 125 ml, sind die dort angegebenen Auf- 
schriften auf dem Kennzeichnungsschild zusätz- 
lich anzugeben. Bei Zubereitungen, die zum Ver- 
sprühen geliefert oder dafür als geeignet ange- 
geben werden, sind die beim Versprühen zu be- 
achtenden Sicherheitsratschläge aufzuführen. Die 
Sicherheitsratschläge brauchen nicht beigefügt zu 
werden, wenn der Inhalt der Verpackungen nicht 
größer als 125 ml ist. 

5. Wird einer Zubereitung mehr als ein Gefahren- 
symbol zugeordnet, so sind, 

— wenn mit dem Symbol T gekennzeichnet wer- 
den muß, die Symbole X und C nicht erfor- 
derlich; 

— wenn mit dem Symbol C gekennzeichnet wer- 
den muß, das Symbol X nicht erforderlich, 
und 

— wenn mit dem Symbol E gekennzeichnet wer- 
den muß, die Symbole F und O nicht erfor- 
derlich. 


— über 3 1 bis 

höchstens 50 1 mindestens 74 X 105 mm 

— über 50 1 bis 

höchstens 500 1 mindestens 105 X 148 mm 

— über 500 1 mindestens 148 X 210 mm 

Jedes Symbol muß mindestens ein Zehntel der 
Fläche des Schildes einnehmen und mindestens 
1 cm^ groß sein. Das Kennzeichnungsschild muß 
mit seiner ganzen Oberfläche an der die Zube- 
reitung unmittelbar enthaltenden Verpackung 
haften. Farbe und Aufmachung des Kennzeich- 
nungsschildes - und im Falle des folgenden Ab- 
satzes 2, der Verpackung - müssen so gestaltet 
sein, daß sich das Symbol und sein orange-gel- 
ber Grund deutlich davon unterscheiden. 

2. Ein Kennzeichnungsschild ist nicht erforderlich, 
wenn die Kennzeichnung in der in Absatz 1 vor- 
geschriebenen Art und Weise auf der Verpak- 
kung selbst deutlich angebracht ist. 

3. Die Mitgliedstaaten können das Inverkehrbrin- 
gen gefährlicher Zubereitungen in ihrem Ho- 
heitsgebiet davon abhängig machen, daß die 
Kennzeichnung in der Landessprache oder in den 
Landessprachen abgefaßt ist. 

4. Die in dieser Richtlinie festgelegten Anforde- 
rungen in bezug auf die Kennzeichnung gelten 
jeweils unter folgenden Voraussetzungen als er- 
füllt: 

a) Im Falle einer oder mehrerer einheitliche 
Verpackungen umschließende äußere Ver- 
packung; wenn die äußere Verpackung eine 
Kennzeichnung gemäß den internationalen 
Vorschriften für die Beförderung gefährlicher 
Stoffe trägt und die innere Verpackung oder 
die inneren Verpackungen mit einer Kenn- 
zeichnung entsprechend dieser Richtlinie ver- 
sehen sind. 


b) Im Falle einer einzigen Verpackung: Wenn 
diese Verpackung eine Kennzeichnung trägt, 
die den internationalen Vorschriften für die 
Beförderung gefährlicher Stoffe sowie Arti- 
kel 6 Absatz 2 Buchstaben a, b und e und Ab- 
satz 4 entspricht. 


Artikel 7 

1 . Befindet sich die in Artikel 6 vorgeschriebene 
Kennzeichnung auf einem Kennzeichnungsschild, 
so ist dieses auf einer oder mehreren Flächen der 
Verpackung so anzubringen, daß es waagerecht 
gelesen werden kann, wenn die Verpackung in 
üblicher Weise abgestellt wird. Für die Abmes- 
sungen des Kennzeichnungsschildes gelten fol- 
gende Formate: 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten können zulassen, daß 

a) die in Artikel 6 vorgeschriebene Kennzeich- 
nung auf Verpackungen, deren geringe Ab- 
messungen oder sonstige Beschaffenheit eine 
Kennzeichnung gemäß Artikel 7 Absätze 1 
und 2 nicht ermöglichen, in anderer geeigne- 
ter Weise angebracht wird; 
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b) die Verpackungen von Zubereitungen, ausge- 
nommen der giftigen, abweichend von den 
Artikeln 6 und 7 in anderer Weise gekenn- 
zeichnet werden, wenn sie so geringe Men- 
gen enthalten, daß eine Gefährdung der mit 
den Zubereitungen umgehenden Personen 
oder Dritter nicht zu befürchten ist. 

2. Macht ein Mitgliedstaat von den Möglichkeiten 
nach Absatz 1 Gebrauch, so setzt er die Kom- 
mission davon unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen 
von gefährlichen Zubereitungen wegen der Einstu- 
fung, Verpackung und Kennzeichnung im Sinne die- 
ser Richtlinie weder verbieten noch beschränken 
oder behindern, wenn die Vorschriften dieser Richt- 
linie und ihrer Anlagen eingehalten sind. 


Artikel 10 

1. Stellt ein Mitgliedstaat auf der Grundlage einer 
eingehenden Begründung fest, daß eine gefähr- 
liche Zubereitung trotz Einhaltung der Vorschrif- 
ten der Richtlinie eine Gefahr für die Gesundheit 
oder die Sicherheit darstellt, so kann er das In- 
verkehrbringen dieser gefährlichen Zubereitung 
in seinem Hoheitsgebiet vorläufig untersagen 
oder besonderen Bedingungen unterwerfen. Er 
teilt dies unter Angabe der Gründe für seine 
Entscheidung unverzüglich der Kommission und 
den anderen Mitgliedstaaten mit. 

2. Die Kommission konsultiert binnen sechs Wo- 
chen die betreffenden Mitgliedstaaten; danach 
gibt sie unverzüglich ihre Stellungnahme ab und 
trifft die entsprechenden Maßnahmen. 


3. Ist die Kommission der Ansicht, daß technische 
Anpassungen der Richtlinie erforderlich sind, so 
werden diese Anpassungen entweder von der 
Kommission oder vom Rat nach dem in Artikel 
8 c) der Richtlinie vom 27. Juni 1967 vorgesehe- 
nen Verfahren beschlossen; in diesem Fall kann 
der Mitgliedstaat, der Schutzmaßnahmen ge- 
troffen hat, diese bis zum Inkrafttreten dieser 
Anpassung beibehalten. 


Artikel 11 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anlagen an 
den technischen Fortschritt notwendig sind, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 8 c) der Richtlinie 
vom 27. Juni 1967 erlassen. 

Nach diesem Verfahren werden ebenfalls die Ana- 
lysemethoden festgesetzt. 


Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und geben vor dem 
1. Januar 1977 die Bestimmungen bekannt, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen ab 
1. Oktober 1977 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so recht- 
zeitig von allen Entwürfen der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anlage I 


Liste für die Einstufung der gefährlichen Stoffe 


Vorbemerkung 

Erreicht in einer Zubereitung keiner der Stoffe die 
für ihn festgelegte Konzentrationsgrenze für die 
Einstufung in die verschiedenen Gefährlichkeitska- 
tegorien, erhöht sich jedoch durch Addition erfah- 
rungsgemäß die Toxizität der Zubereitung, so ist sie 
entsprechend strenger einzustufen. 


Erläuterungen 

Die angeführten Konzentrationen sind Gewichts- 
prozente, bezogen auf das Gesamtgewicht der 
Zubereitung. 

2) Die angeführten Konzentrationen sind Gewichts- 
prozente des im Gesamtgewicht der Zubereitung 
vorhandenen Metalls. 

Die Konzentrationen beziehen sich auf den Ge- 
samtisocyanatgehalt (Monomer und Polymer). 
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Nummer der 
Richtlinie vom 

27. Juni 1967 

Stoff 

Konzentrat! 
Zubereitun 
Symbol zv 
T 

on, bei welcher der 
g das angegebene 
igeordnet wird ^) 

Xn 

I 

Giftige Stoffe 

A) Sdiwermetallverbindungen^) 

V. H. 

V. H. 


Alkyl-Quecksilberverbindungen 

>0,1 

0,01-0,1 

(80-2) 

Quecksilberverbindungen (anorganische), mit Aus- 
nahme von Quecksilber (I)-chlorid (Kalomel), Queck- 
silber (II) -Sulfid (Zinnober) 

>0,5 

0, 1-0,5 

(80-3) 

Quecksilberverbindungen (organische), mit Aus- 
nahme von Quecksilberoxiddicyanid und von Knall- 
quecksilber 

>0,5 

0,1 -0,5 


Trimethyl-Zinn- Verbindungen 

>0,1 

0,025-0,1 


Triäthyl-Zinn- Verbindungen 

>0,1 

0,025-0,1 


Tripropyl-Zinn- Verbindungen 

>0,1 

0,025-0,1 


T ri-n-butyl-Zinn- Verbindungen 

> 1,0 

0,25-1,0 


Tri-n-butyl-Zinn-Verbindungen 

> 1,0 

0,25-1,0 


Tri-n-hexyl-Zinn-Verbindungen 

> 1,0 

0,25-1,0 


Triphenyl-Zinn- Verbindungen 

> 1,0 

0,25-1,0 

33-1 

Arsenverbindungen 

B) Andere Stoffe 

>0,1 

0,025-0,1 


Vinylcyclohexen Diepoxid 

>0,1 

0,025-0,1 


Butadien Diepoxid 

>0,1 

0,025-0,1 


Resorcynol-Diglycid 

>0,1 

0,025-0,1 


Butandiol-Diglycid-Äther 

>0,1 

0,025-0,1 


Acrylnitril 

>0,2 

0,01-0,2 

608-3 

3-Isocyanatomethyl-3,5,5- 
trimethyl-cyclohexyl-isocyanat ®) 

>3,0 

0,7-3,0 


Hexamethylen Diisocyanat ^) 

>3,0 

0,7-3,0 


2,4-Toluol Diisocyanat®) 

>3,0 

0,7-3,0 


2,4-Toluol Diisocyanat 

Gemisch mit 2,6-Toluol Diisocyanat®) 

>3,0 

0, 7-3,0 


Trimethyl Hexamethylen Diisocyanat®) 

>3,0 

0,7-3,0 

604-2 

Pentachlor-Phenol und seine Salze 

>5,0 

0,5-5,0 

605-1 

Formaldehyd 

>5,0 

1, 0-5,0 

612-12 

Dimethyl- Anilin 

>5,0 

1, 0-5,0 

612-13 

Diäthyi-Anilin 

>5,0 

1, 0-5,0 

612-21 

Dimethyl-p-Toluidin 

>5,0 

1, 0-5,0 

607-3 

Monochloressigsäure 

>5,0 

1, 0-5,0 


Glyoxal 

>5,0 

1, 0-5,0 

9.4 

Fluoride, lösliche 

Gesundheitsschädliche Stoffe 

A) Schwermetallverbindungen löslich in HCl 0,068 N 

Kadmiumverbindungen 

Antimonverbindungen 

Bariumverbindungen 

> 5,0 

1, 0-5,0 

^ 0,1 
^ 0,25 
^ 1,0 

82-1 

Bleiverbindungen 

B) Andere Stoffe 


S 1,0 

612.23 

Phenylendiamine 


^ 10,0 

607.6 

Oxalsäure- und Salz-Lösung 

Dimethylmaleat 

tris (2-Chlor-Äthyl) -Phosphat 

t ris (I s obuty 1) -Pho sphat 


^ 5,0 
^ 25,0 
^ 25,0 
> 25,0 
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Nummer der 

Stoff 

Konzentration, bei welcher der 
i Zubereitung das angegebene 

Richtlinie vom 

27. Juni 1967 

i Symbol zi 

T 

igeordnet wird i) 
Xn 



v.H. 

V. H. 


Triphenylphosphat 


^ 25,0 


Trioxtylphosphat 


^ 25,0 

15-18 

Trikresylphosphat (Gemische, die höchstens 1 v. H. 
verestertes o-Kresol enthalten) 


^ 25,0 


Pentachlorophenyllaurat 


^ 25,0 


Ätzende Stoffe 




Äthylendiamin I 

> 10,0 

1,0-10,0 


Dimethylaminopropylamin ; 

> 10,0 

1,0-10,0 


Diäthylaminopropylamin 

> 10,0 

1,0-10,0 


Di äthy 1 ent r i amin 

> 10,0 

1,0-10,0 


Dipropylentriamin 

> 10,0 

1,0-10,0 


4 , 4 ' -Diaminodicy clohexy Imethan 

> 10,0 

1,0-10,0 


4,4'-Diaminomethyl-dicyclohexylmethan 

> 10,0 

1,0-10,0 


Isophorondiamin 

> 10,0 

1,0-10,0 


Tetraäthylenpentamin 

> 10,0 

1,0-10,0 


Triäthylentetramin 

> 10,0 

1,0-10,0 

607.1 

Ameisensäurelösung 

> 5,0 

1, 0-5,0 

607.2 

Essigsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

607.4 

T richloressigsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

9.3 

Fluorwasserstoffsäurelösung 

> 1,0 

— 

17.3 

Chlorwasserstoffsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

16.13 

Schwefelsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

7.6 

Salpetersäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

15.11 

Phosphorsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

9.6 

Borfluorwasserstoffsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

19.7 

Kieselfluorwasserstoffsäurelösung 

>5,0 

1, 0-5,0 

19.3 

Kaliumhydroxidlösung 

> 10,0 

5,0-10,0 

11.3 

Natriumhydroxidlösung 

> 10,0 

5,0-10,0 

9,5 

Hydrogenfluoride 

>5,0 

0,5-5,0 

607.7 

Essigsäureanhydrid 

>25,0 

10,0-25,0 

24.1 

Chromtrioxid 

>5,0 

0,5-5,0 


2 , 3 -Ep oxy p r op ano 1 

Steinkohlenkreosot 

>5,0 

1, 0-5,0 


Reizstoffe 



1 

Acrylsäure 


^ 2,0 


Acrylsäureester CI-C8 


^ 25 


Methacrylsäureester CI-C8 


> 25 


Allyl-Glycid-Äther 


^25 


Phenyl-Glycid-Äther 


^ 25 


Kresyl-Glycid-Äther 


> 25 


2-Äthyl-Hexyl-Glycidyl- Äther 


^ 25 


n-Buty 1-G ly ci dy 1-Äthe r 


^ 25 


Diglycidyl-Anilin 


^ 25 


4-Amino-Phenol-Triglycidyl-Äther 


^ 25 


4-Tosylisocyanat 


^ 5,0 


ß-Naphtylisocy anat 


>25 


Dichlorhydrin 


> 25 


2,2-bis (4-Hydroxyphenyl) Propan 


> 25 


2-Chlor-Butadien 


> 25 

24-2 

1 Kalium-Dichromat 


>0,5 

24-3 

Ammonium-Dichromat 


> 0,5 

24-4 

Natrium-Dichromat 


> 0,5 


4,4-Diphenylmethandiisocyanat 


> 3,0 
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Anlage II 


Besondere Kennzeichnungsbestimmungen für blei- 
haltige Farben und Anstrichmittel 

(siehe Artikel 6, Absatz 4) 

Das Kennzeichnungsschild der Verpackung bleihal- 
tiger Farben und Anstrichmittel, deren Gehalt an 
Blei 0,5 Prozent des Gesamtgewichts der Zuberei- 
tung überschreitet, muß folgende Aufschrift tragen: 

„Enthält Blei. Nicht für Gegenstände verwenden, die 
von Kindern gekaut oder gelutscht werden können". 

Diese Aufschrift ist nicht erforderlich für Verpak- 
kungen, deren Inhalt größer ist als 10,0 1 und für 
Künstlerfarben in Verpackungen von nicht mehr als 
125 ml Inhalt. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Farben, Anstrichmittel, Klebstoffe und ähnliche Er- 
zeugnisse werden täglich in großen Mengen in den 
Verkehr gebracht und verwendet. Unter diesen Er- 
zeugnissen gibt es eine gewisse Anzahl, die gefähr- 
liche Eigenschaften besitzen. Manche enthalten gif- 
tige oder gesundheitsschädliche Bestandteile, welche 
die Ursache schwerer Leiden waren, die in gewissen 
Fällen selbst zum Tod von Personen geführt haben. 
Andere dieser Erzeugnisse sind ätzend oder reizend 
oder leicht brennbar oder können Explosionen ver- 
ursachen. 

In allen Mitgliedstaaten bestehen gesetzliche Vor- 
schriften, die zum Ziele haben, diese Gefahren so- 
weit wie möglich auszuschalten. Sie betreffen die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung. Diese 
Regelungen weisen Unterschiede auf und stellen ein 
erhebliches Handelshemmnis dar. Sie wirken sich 
unmittelbar auf die Errichtung und das Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Der Rat hat bereits am 27. Juni 1967 eine allge- 
meine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Ver- 
packung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe er- 
lassen^), zuletzt geändert durch die Richtlinie des 
Rates vom 21. Mai 1973^), die festsetzt, in welcher 
Weise und bis zu welchem Grad die Angleichung 
der nationalen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
der Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Stoffe und Zubereitungen in Zukunft 
durchgeführt werden soll. 

Was die Zubereitungen betrifft, so hat der Rat am 
4. Juni 1973 eine Richtlinie für Lösemittel erlassen^). 
Außerdem hat ihm die Kommission am 31. Dezem- 
ber 1974 einen Richtlinienvorschlag für Schädlings- 
bekämpfungsmittel zur Annahme vorgelegU^). Sie 
hält es nun für angebracht für Farben, einschließlich 
Druckfarben, Anstrichmittel, Klebstoffe und derglei- 
chen, soweit sie gefährliche Stoffe enthalten, eine 
gleichartige Regelung einzuführen. 

Der folgende Richtlinienvorschlag hat die Sicherstel- 
lung des freien Warenverkehrs innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft zum Ziel, indem er gleich- 
zeitig eine Verbesserung des Schutzes von Leben 
und Gesundheit der Bevölkerung herbeiführt, ins- 
besondere derjenigen Personen, die beruflich ge- 
zwungen sind, mit gefährlichen Erzeugnissen um- 
zugehen. 

Diese Richtlinie ist sowohl in der Entschließung des 
Rates vom 28. Mai 1969 über ein Programm zur 
Beseitigung der technischen Handelshemmnisse als 
auch in der Entschließung des Rates vom 17. De- 
zember 1973 über die Industriepolitik als auch in 
der Erklärung des Rates vom 22. November 1973 
über ein Aktionsprogramm für den Umweltschutz 
aufgeführt. 


Der folgende Richtlinienvorschlag ist wie die vor- 
genannte Richtlinie vom 27. Juni 1967 in der Optik 
der totalen Harmonisierung erstellt worden. 

Da es sich sowohl um Vorschriften zum Schutz des 
Lebens und der Gesundheit, als auch zur Unterrich- 
tung der Verbraucher handelt, hat es sich als not- 
wendig erwiesen, gleich wie in allen anderen Richt- 
linien auf dem Gebiet der gefährlichen Stoffe und 
Zubereitungen, die totale Harmonisierungslösung 
anzuwenden; übrigens sind das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß in 
solchen Fällen dieser Lösung günstig gesonnen. 

Durch die Vorschrift, daß die Verpackungen so be- 
schaffen und verschlossen sein müssen, daß der In- 
halt weder ausfließen noch mit dem Packungsma- 
terial schädliche oder gefährliche Verbindungen ein- 
gehen kann, und daß durch die strikte Kennzeich- 
nung die Wahl der möglichen Käufer dahin gehend 
beeinflußt wird, solche Erzeugnisse zu verwenden, 
deren Qualitäten dem Zweck entsprechen, wofür sie 
bestimmt sind, liefern die Bestimmungen des Richt- 
linienvorschlags einen Beitrag zu einem besseren 
Schutz der Gesundheit des Menschen und seiner 
Umwelt, entsprechend den im Aktionsprogramm der 
Europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz 
dargelegten Zielen. 


11. Erläuterungen zu den Artikeln 
Artikel 1 

Dieser Artikel regelt den Geltungsbereich der Richt- 
linie. Er erstreckt sich auf Zubereitungen, die als 
Farben, Anstrichmittel, Klebstoffe und ähnliche Er- 
zeugnisse verwendet werden und als gefährlich im 
Sinne der Richtlinie „Gefährliche Stoffe" vom 27. 
Juni 1967 angesehen werden. 

Hinsichtlich der Begriffsbestimmungen der verschie- 
denen Arten von Gefahren gelten diejenigen der 
obengenannten Richtlinie. 

Artikel 2 

Dieser Artikel beschränkt den Geltungsbereich der 
Richtlinie in Übereinstimmung mit gleichartigen Ar- 
tikeln der anderen Richtlinien, die gefährliche Stoffe 
oder Zubereitungen betreffen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 196 
vom 16. August 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juni 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 11. Juli 1973, S. 7 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 40 
vom 20. Februar 1975, S. 30 
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Artikel 3 

Dieser Artikel setzt im einzelnen fest, in welcher 
Weise die Zubereitungen nach ihren gefährlichen 
Eigenschaften als giftig, ätzend, gesundheitsschäd- 
lich usw. einzustufen sind. Er basiert auf den Prin- 
zipien der Richtlinie „Gefährliche Stoffe" vom 27. 
Juni 1967. 

Artikel 4 

Durch diesen Artikel Werden die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, nur solche Zubereitungen auf den 
Markt zu bringen, die den Bestimmungen der Richt- 
linie und ihrer Anlagen entsprechen. 

Artikel 5 

Dieser Artikel setzt die allgemeinen Anforderungen 
fest, denen die Verpackung der Zubereitungen ent- 
sprechen muß. 

Artikel 6 

Dieser Artikel enthält ausführliche Vorschriften über 
die Kennzeichnung der Zubereitungen in bezug auf 
ihre Gefährlichkeit. 

Es ist unter anderem bestimmt, daß der Name des 
oder der giftigen, gesundheitsschädlichen, ätzenden 
oder reizenden Bestandteile der Zubereitungen an- 
zugeben ist, was bei Unglücksfällen für die Erste- 
Hilfe-Maßnahme sehr wichtig ist. Ferner werden 
die Gefahrensymbole und -bezeichnungen in der- 
selben Weise vorgeschrieben, wie dies in der Richt- 
linie „Gefährliche Stoffe" vom 27. Juni 1967 vorge- 
sehen ist. Außer diesen Angaben werden auch noch 
auf dem Kennzeichnungsschild Hinweise auf die be- 
sonderen Gefahren gefordert (z. B. „Gesundheits- 
schädlich beim Einatmen"). Schließlich wird noch die 
Beifügung von Sicherheitsratschlägen vorgeschrie- 
ben (z. B. „Wenn wirksame Belüftung nicht möglich, 
Atemschutzgerät anlegen"). 

Artikel 7 

Dieser Artikel enthält nähere Angaben über die Art 
und Modalitäten der in Artikel 6 vorgeschriebenen 
Kennzeichnung, t, B. über Abmessungen und Farbe 
des Kennzeichnungsschildes und über die Größe des 
Symboles. 

Artikel 8 

Mit diesem Artikel wird den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit gegeben, ausnahmsweise eine andere 
Art der Kennzeichnung vorzusehen, wenn es sich 
um Verpackungen von Zubereitungen, ausgenom- 
men der giftigen, handelt, die so geringe Mengen 
enthalten, daß eine Gefährdung der damit umgehen- 
den Personen nicht zu befürchten ist. In diesem Fall 
sind sie verpflichtet, die Kommission davon in 
Kenntnis zu setzen. 


Artikel 9 

Dieser Artikel führt die Nichtbeanstandungsklausel 
ein, welche die Mitgliedstaaten verpflichtet, das In- 
verkehrbringen solcher Erzeugnisse aus Gründen, 
die sich auf die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung beziehen, nicht zu verbieten, zu beschrän- 
ken oder zu behindern, wenn sie den Bestimmungen 
dieser Richtlinie und ihrer Anlagen entsprechen. 

Artikel 10 

Dieser Artikel sieht ein gemeinschaftliches Verfah- 
ren vor, daß darauf abstellt, den Mitgliedstaaten zu 
gestatten, in bestimmten Fällen das Inverkehrbrin- 
gen eines Erzeugnisses zu untersagen, das trotz Ein- 
haltung der Vorschriften der Richtlinie eine Gefahr 
bildet, die im Augenblick des Inverkehrbringens 
nicht vermutet worden ist. 

Artikel 11 

Dieser Artikel sieht ein Verfahren für die Anpas- 
sung der Richtlinie an den technischen Fortschritt 
vor. 

Artikel 12 und 13 

Diese Artikel sind allen Richtlinien gemeinsam. 

Anlage I 

Diese Anlage besteht aus einer Liste für die Einstu- 
fung der gefährlichen Stoffe. Diese Liste enthält für 
jeden Stoff die Konzentrationsgrenzen, ab welcher 
der Zubereitung das entsprechende Gefahrensymbol 
zugeordnet wird. 

Anlage II 

Sie enthält zusätzliche Kennzeichnungsbestimmun- 
gen für bleihaltige Farben und Anstrichmittel, um 
einen besseren Schutz der Kinder vor Vergiftungen 
zu gewährleisten, die durch die Verwendung dieser 
Erzeugnisse entstehen können. 

IIL Anhörung der beteiligten Kreise 

Der Richtlinienvorschlag wurde nach den Vorschlä- 
gen einer Arbeitsgruppe ausgearbeitet, die aus Sach- 
verständigen für Volksgesundheit, Hygiene und Ar- 
beitssicherheit besteht, sowie in enger Verbindung 
mit den Berufsorganisationen der in Frage kom- 
menden Industriezweige und der Vertreter der Ver- 
braucher. 

IV. Anhörung des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialaussdiusses 

In Anwendung von Artikel 100 Absatz 2 des Ver- 
trages ist eine Anhörung des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
erforderlich, da die Durchführung dieser Richtlinie 
Änderungen der gesetzlichen Bestimmungen, in den 
Mitgliedstaaten nach sich zieht. 
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